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§ 10d Verlustabzug

(1) 1Negative Einkünfte, die bei der Ermittlung des Gesamtbetrags der Einkünfte nicht ausgeglichen werden, sind bis zu einem 
Betrag von 1.000.000 Euro, bei Ehegatten, die nach den §§ 26, 26b zusammenveranlagt werden, bis zu einem Betrag von 
2.000.000 Euro vom Gesamtbetrag der Einkünfte des unmittelbar vorangegangenen Veranlagungszeitraums vorrangig vor 

Sonderausgaben, außergewöhnlichen Belastungen und sonstigen Abzugsbeträgen abzuziehen (Verlustrücktrag). 2Dabei wird der 
Gesamtbetrag der Einkünfte des unmittelbar vorangegangenen Veranlagungszeitraums um die Begünstigungsbeträge nach § 34a 

Absatz 3 Satz 1 gemindert. 3Ist für den unmittelbar vorangegangenen Veranlagungszeitraum bereits ein Steuerbescheid erlassen 

worden, so ist er insoweit zu ändern, als der Verlustrücktrag zu gewähren oder zu berichtigen ist. 4Das gilt auch dann, wenn der 
Steuerbescheid unanfechtbar geworden ist; die Festsetzungsfrist endet insoweit nicht, bevor die Festsetzungsfrist für den 

Veranlagungszeitraum abgelaufen ist, in dem die negativen Einkünfte nicht ausgeglichen werden. 5Auf Antrag des 

Steuerpflichtigen ist ganz oder teilweise von der Anwendung des Satzes 1 abzusehen. 6Im Antrag ist die Höhe des Verlustrücktrags 
anzugeben.

(2) 1Nicht ausgeglichene negative Einkünfte, die nicht nach Absatz 1 abgezogen worden sind, sind in den folgenden 
Veranlagungszeiträumen bis zu einem Gesamtbetrag der Einkünfte von 1 Million Euro unbeschränkt, darüber hinaus bis zu 60 
Prozent des 1 Million Euro übersteigenden Gesamtbetrags der Einkünfte vorrangig vor Sonderausgaben, außergewöhnlichen 

Belastungen und sonstigen Abzugsbeträgen abzuziehen (Verlustvortrag). 2Bei Ehegatten, die nach den §§ 26, 26b 

zusammenveranlagt werden, tritt an die Stelle des Betrags von 1 Million Euro ein Betrag von 2 Millionen Euro. 3Der Abzug ist 
nur insoweit zulässig, als die Verluste nicht nach Absatz 1 abgezogen worden sind und in den vorangegangenen 
Veranlagungszeiträumen nicht nach Satz 1 und 2 abgezogen werden konnten.

(3) (weggefallen)

(4) 1Der am Schluss eines Veranlagungszeitraums verbleibende Verlustvortrag ist gesondert festzustellen. 2Verbleibender 
Verlustvortrag sind die bei der Ermittlung des Gesamtbetrags der Einkünfte nicht ausgeglichenen negativen Einkünfte, vermindert 
um die nach Absatz 1 abgezogenen und die nach Absatz 2 abziehbaren Beträge und vermehrt um den auf den Schluss des 

vorangegangenen Veranlagungszeitraums festgestellten verbleibenden Verlustvortrag. 3Zuständig für die Feststellung ist das für 

die Besteuerung zuständige Finanzamt. 4Bei der Feststellung des verbleibenden Verlustvortrags sind die Besteuerungsgrundlagen 
so zu berücksichtigen, wie sie den Steuerfestsetzungen des Veranlagungszeitraums, auf dessen Schluss der verbleibende 
Verlustvortrag festgestellt wird, und des Veranlagungszeitraums, in dem ein Verlustrücktrag vorgenommen werden kann, zu 
Grunde gelegt worden sind; § 171 Absatz 10, § 175 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und § 351 Absatz 2 der Abgabenordnung sowie § 
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42 der Finanzgerichtsordnung gelten entsprechend. 5Die Besteuerungsgrundlagen dürfen bei der Feststellung nur insoweit 
abweichend von Satz 4 berücksichtigt werden, wie die Aufhebung, Änderung oder Berichtigung der Steuerbescheide 

ausschließlich mangels Auswirkung auf die Höhe der festzusetzenden Steuer unterbleibt. 6Die Feststellungsfrist endet nicht, bevor 
die Festsetzungsfrist für den Veranlagungszeitraum abgelaufen ist, auf dessen Schluss der verbleibende Verlustvortrag gesondert 
festzustellen ist; § 181 Absatz 5 der Abgabenordnung ist nur anzuwenden, wenn die zuständige Finanzbehörde die Feststellung des 
Verlustvortrags pflichtwidrig unterlassen hat.

R 10d

Richtlinie

Verlustabzug

Vornahme des Verlustabzugs nach § 10d E STG

(1) Der Altersentlastungsbetrag (§ 24a EStG), der Freibetrag für Land- und Forstwirte (§ 13 AB S.  3 EStG) und der 
Entlastungsbetrag für Alleinerziehende (§ 24b EStG) werden bei der Ermittlung des Verlustabzugs nicht berücksichtigt.

Begrenzung des Verlustabzugs

(2) 1Die Begrenzung des Verlustrücktrags auf 511.500 Euro  (Höchstbetrag) bezieht sich auf den einzelnen ST P F L. , der die 

negativen Einkünfte erzielt hat. 2Bei zusammenveranlagten Ehegatten verdoppelt sich der Höchstbetrag auf 1.023.000 Euro  und 
kann unabhängig davon, wer von beiden Ehegatten die positiven oder die negativen Einkünfte erzielt hat, ausgeschöpft werden. 
3Bei Personengesellschaften und Personengemeinschaften gilt der Höchstbetrag für jeden Beteiligten. 4Über die Frage, welcher 
Anteil an den negativen Einkünften der Personengesellschaft oder Personengemeinschaft auf den einzelnen Beteiligten entfällt, ist 

im Bescheid über die gesonderte und einheitliche Feststellung zu entscheiden. 5Inwieweit diese anteiligen negativen Einkünfte 

beim einzelnen Beteiligten nach § 10d EStG abziehbar sind, ist im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung zu beurteilen. 6In 

Organschaftsfällen (§ 14 K STG) bezieht sich der Höchstbetrag auf den Organträger. 7Er ist bei diesem auf die Summe der 

Ergebnisse aller Mitglieder des Organkreises anzuwenden. 8Ist der Organträger eine Personengesellschaft, ist Satz 3 zu beachten. 
9Die Sätze 1 bis 8 gelten entsprechend bei der Begrenzung des Verlustvortrags.

Wahlrecht

(3) 1Der Antrag nach § 10d Abs. 1 Satz 5 EStG kann bis zur Bestandskraft des auf Grund des Verlustrücktrags geänderten 

Steuerbescheids gestellt werden. 2Wird der Einkommensteuerbescheid des Rücktragsjahres G E M.  § 10d Abs. 1 Satz 3 EStG 
geändert, weil sich die Höhe des Verlusts im Entstehungsjahr ändert, kann das Wahlrecht nur im Umfang des Erhöhungsbetrags 

neu ausgeübt werden. 3Der Antrag nach § 10d Abs. 1 Satz 5 EStG kann der Höhe nach beschränkt werden.

Verfahren bei Arbeitnehmern

(4) 1Soll bei einem Arbeitnehmer ein Verlustabzug berücksichtigt werden, muss er dies beantragen, es sei denn, er wird bereits 

aus anderen Gründen zur Einkommensteuer veranlagt. 2Erfolgt für einen V Z keine Veranlagung, kann der in diesem VZ 

berücksichtigungsfähige Verlustabzug vorbehaltlich Satz 4 nicht in einem anderen VZ geltend gemacht werden. 3Der auf den 
Schluss des vorangegangenen V Z festgestellte verbleibende Verlustvortrag ist in diesen Fällen in Höhe der positiven S .  D .  E . des 

VZ, in dem keine Veranlagung erfolgte, G G F.  bis auf 0 Euro, zu mindern und gesondert festzustellen. 4Für den VZ der 
Verlustentstehung erfolgt jedoch keine Minderung des verbleibenden Verlustvortrags, soweit der Arbeitnehmer nach § 10d Abs. 1 
Satz 5 EStG auf den Verlustrücktrag verzichtet hat.

Änderung des Verlustabzugs



(5) 1Der Steuerbescheid für den dem Verlustentstehungsjahr vorangegangenen VZ ist vorbehaltlich eines Antrags nach § 10d 
Abs. 1 Satz 5 EStG nach § 10d Abs. 1 Satz 3 EStG zu ändern, wenn sich bei der Ermittlung der abziehbaren negativen Einkünfte 

für das Verlustentstehungsjahr Änderungen ergeben, die zu einem höheren oder niedrigeren Verlustrücktrag führen. 2Auch in 

diesen Fällen gilt die Festsetzungsfrist des § 10d Abs. 1 Satz 4 Halbsatz 2 EStG. 3Wirkt sich die Änderung eines Verlustrücktrags 
oder -vortrags auf den Verlustvortrag aus, der am Schluss eines VZ verbleibt, sind die betroffenen Feststellungsbescheide i. S. d. § 

10d Abs. 4 EStG nach § 10d Abs. 4 Satz 4 EStG zu ändern. 4Die bestandskräftige Feststellung eines verbleibenden Verlustvortrags 
kann nur nach § 10d Abs. 4 Satz 4 und 5 EStG geändert werden, wenn der Steuerbescheid, der die in die Feststellung 
eingeflossenen geänderten Verlustkomponenten enthält, nach den Änderungsvorschriften der A O zumindest dem Grunde nach 
noch geändert werden könnte.

Zusammenveranlagung von Ehegatten

(6) 1Bei der Berechnung des verbleibenden Verlustabzugs ist zunächst ein Ausgleich mit den anderen Einkünften des 

Ehegatten vorzunehmen, der die negativen Einkünfte erzielt hat. 2Verbleibt bei ihm ein negativer Betrag bei der Ermittlung des G . 

D .  E ., ist dieser mit dem positiven Betrag des anderen Ehegatten auszugleichen. 3Ist der G .  D .  E . negativ und wird dieser nach § 
10d Abs. 1 EStG nicht oder nicht in vollem Umfang zurückgetragen, ist der verbleibende Betrag als Verlustvortrag gesondert 

festzustellen. 4Absatz 1 findet entsprechende Anwendung. 5Bei dieser Feststellung sind die negativen Einkünfte auf die Ehegatten 
nach dem Verhältnis aufzuteilen, in dem die auf den einzelnen Ehegatten entfallenden Verluste im VZ der Verlustentstehung 
zueinander stehen.

Gesonderte Feststellung des verbleibenden Verlustvortrags

(7) 1Bei der gesonderten Feststellung des verbleibenden Verlustvortrags ist eine Unterscheidung nach Einkunftsarten und 
Einkunftsquellen nur insoweit vorzunehmen, als negative Einkünfte besonderen Verlustverrechnungsbeschränkungen unterliegen. 
2Über die Höhe der im Verlustentstehungsjahr nicht ausgeglichenen negativen Einkünfte wird im Steuerfestsetzungsverfahren für 
das Verlustrücktragsjahr und hinsichtlich des verbleibenden Verlustvortrags für die dem Verlustentstehungsjahr folgenden VZ im 

Feststellungsverfahren nach § 10d Abs. 4 EStG bindend entschieden. 3Der Steuerbescheid des Verlustentstehungsjahres ist daher 
weder Grundlagenbescheid für den Einkommensteuerbescheid des Verlustrücktragsjahres noch für den Feststellungsbescheid nach 

§ 10d Abs. 4 EStG. 4Der Feststellungsbescheid nach § 10d Abs. 4 EStG ist nach § 182 Abs. 1 AO Grundlagenbescheid für die 
Einkommensteuerfestsetzung des Folgejahres und für den auf den nachfolgenden Feststellungszeitpunkt zu erlassenden 

Feststellungsbescheid. 5Er ist kein Grundlagenbescheid für den Steuerbescheid eines Verlustrücktragsjahres (§ 10d Abs. 1 EStG). 
6Der verbleibende Verlustvortrag ist auf 0 Euro festzustellen, wenn die in dem Verlustentstehungsjahr nicht ausgeglichenen 

negativen Einkünfte in vollem Umfang zurückgetragen werden. 7Der verbleibende Verlustvortrag ist auch dann auf 0 Euro 
festzustellen, wenn ein zum Schluss des vorangegangenen VZ festgestellter verbleibender Verlustvortrag in einem folgenden VZ 
„aufgebraucht“ worden ist.

Verlustfeststellung bei „Unterbrechung“ der (un-)beschränkten Steuerpflicht

(8) 1Der auf den Schluss eines VZ gesondert festgestellte verbleibende Verlustvortrag eines unbeschränkt oder beschränkt 
Stpfl. kann nach mehreren VZ, in denen der ST P F L.  weder unbeschränkt noch beschränkt steuerpflichtig war, mit positiven 

Einkünften, die der Stpfl. nach erneuter Begründung der Steuerpflicht erzielt, verrechnet werden. 2Dies gilt selbst dann, wenn in 
der Zwischenzeit keine gesonderte Feststellung des verbleibenden Verlustvortrags nach § 10d Abs. 4 EStG beantragt und 

durchgeführt wurde. 3Folgejahr (Absatz 7 Satz 4) ist in diesen Fällen der VZ, in dem erstmals wieder die rechtlichen 
Voraussetzungen für einen Verlustabzug nach § 10d Abs. 2 EStG vorliegen.

Verlustabzug in Erbfällen



(9) 1Zum Todeszeitpunkt nicht aufgezehrte Verluste des Erblassers können im Todesjahr nur in den Verlustausgleich nach § 2 

Abs. 3 EStG bei der Veranlagung des Erblassers einfließen (Ausgleich mit positiven Einkünften des Erblassers). 2Sie können 

grundsätzlich nicht im Rahmen des Verlustausgleichs und -abzugs bei der Veranlagung des Erben berücksichtigt werden. 3Werden 
Ehegatten jedoch für das Todesjahr zusammen veranlagt, sind Verluste des verstorbenen Ehegatten aus dem Todesjahr zu 

verrechnen und Verlustvorträge des verstorbenen Ehegatten abzuziehen, § 26b EStG. 4Werden die Ehegatten für das Todesjahr 
nach §§ 26, 26b EStG zusammen veranlagt und erfolgt für das Vorjahr ebenfalls eine Zusammenveranlagung, ist ein Rücktrag des 

nicht ausgeglichenen Verlusts des Erblassers in das Vorjahr möglich. 5Werden die Ehegatten für das Todesjahr zusammen 
veranlagt und erfolgt für das Vorjahr eine Veranlagung nach § 26a EStG, ist ein Rücktrag des noch nicht ausgeglichenen Verlusts 

des Erblassers nur bei der Veranlagung des Erblassers zu berücksichtigen (§ 62d Abs. 1 E STD V). 6Werden die Ehegatten für das 
Todesjahr nach § 26a EStG veranlagt und erfolgt für das Vorjahr eine Zusammenveranlagung, ist ein Rücktrag des nicht 

ausgeglichenen Verlusts des Erblassers in das Vorjahr möglich (§ 62d Abs. 2 Satz 1 EStDV). 7Werden die Ehegatten für das 
Todesjahr nach § 26a EStG veranlagt und erfolgt auch für das Vorjahr eine Veranlagung nach § 26a EStG, ist ein Rücktrag des 

noch nicht ausgeglichenen Verlusts des Erblassers nur bei der Veranlagung des Erblassers zu berücksichtigen. 8Für den 
hinterbliebenen Ehegatten sind für den Verlustvortrag und die Anwendung der sog. Mindestbesteuerung nach § 10d Abs. 2 EStG 

allein die auf ihn entfallenden nicht ausgeglichenen negativen Einkünfte maßgeblich. 9Die Nichtübertragbarkeit von Verlusten auf 

die Erben gilt ebenso für die Regelungen in § 2a Abs. 1, § 20 Abs. 6, § 22 Nr. 3 Satz 4 EStG. 10Gleiches gilt für Verluste nach § 22 
NR .  2 I .  V.  M .  § 23 Abs. 3 Satz 7 bis 10 EStG, es sei denn, der Erbfall tritt bereits vor der verlustbehafteten Veräußerung ein. 
11Der zum Todeszeitpunkt nicht ausgeglichene Verlust nach § 15 Abs. 4 Satz 1 und 2 EStG darf nur in den Fällen auf den Erben 

übergehen, in denen der Betrieb, Teilbetrieb oder Mitunternehmeranteil nach § 6 Abs. 3 EStG auf diesen übergeht. 12Im Erbfall 

übertragbar sind Verluste G E M.  § 15a und § 15b EStG. 13Beim Erben ist gem. § 2a Abs. 3 EStG A .  F. eine Hinzurechnung der 

vom Erblasser erzielten Verluste vorzunehmen (Nachversteuerungsregelung). 14Auch bei erzielten Verlusten nach § 2 A I G ist 
eine Hinzurechnung der vom Erblasser erzielten Verluste beim Erben durchzuführen.

Ab VZ 2013: 1.000.000 Euro.

Ab VZ 2013: 2.000.000 Euro.

1

2

https://bmf-esth.de/.footnote-ref-129924-1
https://bmf-esth.de/.footnote-ref-129924-2


H 10d

Hinweise

Änderung von Steuerbescheiden infolge Verlustabzugs

Erneute Ausübung des Wahlrechts der Veranlagungsart
Ehegatten können das Wahlrecht der Veranlagungsart (Z .  B . getrennte Veranlagung) grundsätzlich bis zur 
Unanfechtbarkeit eines Berichtigungs- oder Änderungsbescheids ausüben und die einmal getroffene Wahl innerhalb dieser 
Frist frei widerrufen. § 351 AB S.  1 A O kommt insoweit nicht zur Anwendung (BFH vom 19.5.1999 – BStBl II S. 762).

Rechtsfehlerkompensation
Mit der Gewährung des Verlustrücktrags ist insoweit eine Durchbrechung der Bestandskraft des für das Rücktragsjahr 
ergangenen Steuerbescheids verbunden, als – ausgehend von der bisherigen Steuerfestsetzung und den dafür ermittelten 
Besteuerungsgrundlagen – die Steuerschuld durch die Berücksichtigung des Verlustabzugs gemindert würde. Innerhalb 
dieses punktuellen Korrekturspielraums sind zugunsten und zuungunsten des ST P F L.  Rechtsfehler I .  S .  D .  § 177 AO zu 
berichtigen (BFH vom 27.9.1988 – BStBl 1989 II S. 225).

Rücktrag aus verjährtem Verlustentstehungsjahr
Im Verlustentstehungsjahr nicht ausgeglichene Verluste sind in einen vorangegangenen, nicht festsetzungsverjährten V Z
auch dann zurückzutragen, wenn für das Verlustentstehungsjahr selbst bereits Festsetzungsverjährung eingetreten ist (BFH 
vom 27.1.2010 – BStBl II S. 1009).

Besondere Verrechnungskreise

Im Rahmen des § 2b, § 15 Abs. 4 Satz 1 und 2 sowie Satz 3 bis 5 und 6 bis 8, § 22 NR .  2, 3 und § 23 E STG gelten gesonderte 
Verlustverrechnungsbeschränkungen (besondere Verrechnungskreise) BMF vom 29.11.2004 (B STBL  I S . 1097).

Bindungswirkung

Für nicht feststellungsverjährte Jahre kann ein Verlustvortrag auch dann erstmals gesondert festgestellt werden, wenn für das 
Verlustentstehungsjahr kein Einkommensteuerbescheid existiert und auch nicht mehr erlassen werden kann, weil bereits 
Festsetzungsverjährung eingetreten ist (BFH vom 13.1.2015 – BStBl II S. 829).

Insolvenzverfahren (Konkurs-/Vergleichs- und Gesamtvollstreckungsverfahren)

Verluste, die der ST P F L.  vor und während des Konkursverfahrens erlitten hat, sind dem Grunde nach in vollem Umfang 
ausgleichsfähig und nach § 10d EStG abzugsfähig (BFH vom 4.9.1969 – BStBl II S. 726).

Sanierungsgewinn

Anhang 16 VIII 1Anhang 16 VIII 2
Ertragsteuerliche Behandlung von Sanierungsgewinnen; Steuerstundung und Steuererlass aus sachlichen Billigkeitsgründen (§§ 
163, 222, 227 AO) BMF vom 27.3.2003 (BStBl I S. 240) unter Berücksichtigung der Änderungen durch B M F vom 5.4.2016 
(BStBl I S. 458); zur Anwendung des BMF-Schreibens auf Gewinne aus einer Restschuldbefreiung (§§ 286 F F.  IN SO) und aus 
einer Verbraucherinsolvenz (§§ 304 ff. InsO) BMF vom 22.12.2009 (BStBl 2010 I S. 18).

Verlustabzug bei Ehegatten

§ 62d EStDV

Verlustabzug in Erbfällen

Der Erbe kann einen vom Erblasser nicht genutzten Verlust nach § 10d EStG nicht bei seiner eigenen Veranlagung geltend 
machen (BFH vom 17.12.2007 – BStBl 2008 II S. 608).

R 10d Abs. 9

Verlustvortragsbegrenzung – Beispiel

Zusammenveranlagte ST P F L.  (Verlustvortragsbegrenzung; Auswirkung bei Zusammenveranlagung, Feststellung des 
verbleibenden Verlustvortrags)

-

-

-

-

-

https://bmf-esth.de/esth/2016/C-Anhaenge/Anhang-16/VIII-1/inhalt.html;jsessionid=064236AEAA70B535ED2DE1B027C319B9
https://bmf-esth.de/esth/2016/C-Anhaenge/Anhang-16/VIII-2/inhalt.html;jsessionid=064236AEAA70B535ED2DE1B027C319B9


Ehemann Ehefrau

Spalte 1 2 3 4

Einkünfte im L F D.  VZ aus

§ 15 1.750.000 1.250.000

§ 22 Nr. 2 I .  V.  M .  § 23 2.500.000 500.000

§ 22 Nr. 3 250.000 250.000

Verbleibender Verlustabzug aus dem vorangegangen VZ

nach § 10d Abs. 2 6.000.000 2.000.000

§ 22 Nr. 2 i. V. m. § 23 500.000 4.500.000

§ 22 Nr. 3 1.000.000

Berechnung der S .  D .  E . im lfd. VZ

§ 15 1.750.000 1.250.000

§ 22 Nr. 2 i. V. m. § 23 2.500.000 500.000

Verlustvortrag aus dem vorangegangenen VZ

Höchstbetragsberechnung S. d. E. § 22 Nr. 2 i. V. m. § 23 3.000.000

unbeschränkt abziehbar 2.000.000

Verbleiben 1.000.000

davon 60 % 600.000

Höchstbetrag 2.600.000

Verhältnismäßige Aufteilung

Ehemann: ("500.000" xx "2.600.000")/("5.000.000") 260.000

Ehefrau: ("4.500.000" xx "2.600.000")/("5.000.000") 2.340.000

Verlustvortrag M A X.  in Höhe der positiven Einkünfte 260.000 500.000

Zwischensumme 2.240.000 0

Übertragung Verlustvolumen 2.340.000 – 500.000 1.840.000 1.840.000

Einkünfte § 22 Nr. 2 i. V. m. § 23 400.000 0

Ehemann Ehefrau

Spalte 1 2 3 4

§ 22 Nr. 3 250.000 250.000

Verlustvortrag aus dem vorangegangenen VZ

max. in Höhe der positiven Einkünfte 250.000 250.000



Ehemann Ehefrau

Einkünfte § 22 Nr. 3 0 0

S. d. E. 2.150.000 1.250.000

G .  D .  E . 3.400.000

Verlustvortrag § 10d

Berechnung Höchstbetrag G. d. E. 3.400.000

unbeschränkt abziehbar 2.000.000

Verbleiben 1.400.000

davon 60 % 840.000

Höchstbetrag 2.840.000 2.840.000

Verhältnismäßige Aufteilung

Ehemann: ("6.000.000" xx "2.840.000")/("8.000.000") 2.130.000

Ehefrau: ("2.000.000" xx "2.840.000")/("8.000.000") 710.000

Ehemann Ehefrau

Spalte 1 2 3 4

Berechnung des festzustellenden verbleibenden Verlustvortrags zum 31.12. des lfd. V Z: 

Verlustvortrag zum 31.12. des vorangegangenen VZ 6.000.000 2.000.000

Abzüglich Verlustvortrag in den lfd. VZ 2.130.000 710.000

Verbleibender Verlustvortrag zum 31.12. des lfd. VZ 3.870.000 1.290.000

Verlustvortrag zum 31.12. des vorangegangenen VZ aus § 22 Nr. 2 i. V. m. § 23 500.000 4.500.000

Abzüglich Verlustvortrag in den lfd. VZ 260.000 2.340.000

Verbleibender Verlustvortrag aus § 22 Nr. 2 i. V. m. § 23 zum 31.12. des lfd. VZ 240.000 2.160.000

Ehemann Ehefrau

Spalte 1 2 3 4

Verlustvortrag zum 31.12. des vorangegangenen VZ aus § 22 Nr. 3 1.000.000

Abzüglich Verlustvortrag in den lfd. VZ 500.000

Verbleibender Verlustvortrag aus § 22 Nr. 3 zum 31.12. des lfd. VZ 500.000

Wahlrecht zum Verlustrücktrag



Der Antrag, vom Verlustrücktrag nach § 10d Abs. 1 Satz 1 EStG ganz oder teilweise abzusehen, kann bis zur Bestandskraft des 
den verbleibenden Verlustvortrag feststellenden Bescheids i. S. d. § 10d Abs. 4 EStG geändert oder widerrufen werden (BFH vom 
17.9.2008 – BStBl 2009 II S. 639).

© Bundesministerium der Finanzen
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